
598 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

1980 12 16 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, ,vom 'XXXXXXXXX 
XXXX, mit dem das Bundesgesetz über den 

Rechtsanwaltstarif geändert wird 

Der Na tron.a1ra t hat IbeschlO:S.\1en: 

Artikel I 

D3!s Hunldesge:5letz vom 22. Mai 1969, BGBl. 
Nr. 189, über den Rechtsa.I1IWaLtstarif, zu1et:zrt: 
geändel"t ,durch Iclas Bun.des~esetz BGBt Nr. 422/ 
197 4~ wt1rd w~e 'folgt ,geändert: 

1. § 10 ih:a t zu l-a uten: 

,,§ 10. Der Gegenstand ist zu hewerten: 

1. in Streitigkeiten ,über ß.e-
sitzstörungsklagen ......... mit 

2. in Streitigkeiten aus 
dem Bestandvertrag und in 
Streitigkeiten ülber Räumungs­
klaogen 

a) bei Geschäftsräumlich-
keiteri:, bei Wohnungen, 
deren Nutzfläche 90 m 2 

übenteigt,' und bei son-
5tigen Gegenständen mit 
dem sich aus den letzten 
12 Monaten vor Einbrin-
gun.g der Aufkündigung 
oder der Klage erg,eben-
den Jahresrnietzins, min-
destens aJber, sowie in 
den FäHen, in .denen diese 
BemesSiungsgrundlage in 
der Auifk,ündigung oder 

8000 S; 

3. im Verfahren außer Streit­
sachen wegen 'Erhöhung des 
Mietzinses mit dem doppelten 
Jahresbetrag ,der beantragten 
Zinserhöhung; richtet sich der 
Antrag gegen mehrere Mi:eter, 
so sind ,die 31m sämtliche Mie­
ter, die sich nicht vorlAnru~ 
fung des Gerichtes mit der be­
gehrten MietziIllserhöhung ein~ 
verstanden erklärt haoben, ent­
fallenden B,eträge rz.usammen~ 
zurechnen; , 

4. a) in :Ehesachen , ,mit 
b) in Streitigkeiten über 

die eheliche Abstam-' 
mung und in Streiüg­
keiten über die Vater~ 
schaft zu einem un­
ehelichen Kind .... mit 

der Streitwert der mitStreitig­
keiten nach Ht. a und b ver-
bundenen vermögenm~~chtLi- , 
chen ,AnSiprüche ist hinz~u­
rechnen; 

5. in Sachen des Hanidels" 
und des Genossenschaftsregi­
sters, f,aUs3JUs dem'Antr3!g kein 
anderer Wert hervor.geht, mit 

. dem Geschäftskapital, minde-

. stellis aJber mit foLgenden Be­
,trägen: 

a) bei EilllZelfirmen ...... mit 
~) bei Aktiengesellsch3iften mit 
c) hei Gesellschaften mit he­

schränkterHaftung ... mit 
d) bei anderen Geseiischaf- . KIage nicht rziffernmäßig 

,geltend gemacht wird, .. mit 24'000 S, ' ten und bei Genossen-

'b), bei Wohnungen, ,deren 
Nutzfläche 60 m2 über­
steigt und die nicht unt~r 
lit. a fallen, .......... mit 

c) bei kleineren Wohnun-
gen .................. mit 

12000 S, 

6000 S; 

schaften ............. mit 

6. in Straf·sachen über eine 
P,rivatanklage: 

a) weg,enPreßor:dnungsde­
[ikten ISowie wegen ,Preß­
inhaltsdelikten und Ver-

60000 S, 

2'4000 S; 

30000 S, 
1 '000 000 S, 

500000S, 

200000 S; 
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2 598 der Beilagen 

gehen nach dem Gesetrz 
gegen den ,unlauteren 
WettJbewe1"b, die in die 
Zuständigkeit 'dJer Be­
zirksgerichte fallen, .... mit 

b) wegen anderer in die 
Zuständigkeit ,der Be­
zirksgerichte fallender 
Vergehen ............ mit 

c) wegen sonsti.ger Verge-
hen ................. mit 

7. in Strafsachen für die 
Vertretung von Privatbetei­
ligten: 

a) w,egen Vergehen, die in 
die Zuständigkeit der Be­
zirksgerichtefa11en, .... mit 

h) wegen anderer Vergehen 
,und wegen VeJibrechen mit 

2. § 12 Albs. 4 hat zu ;la.uten: 

2'0000 S, 

6000 S, 

40000 S; 

6000 S, 

40000 S." 

,,(4) W~rd dalS Klagebegeh1"en auf Nebenge­
bühren eingeschränkt, so sind folgende Streit­
werte, jedoch nie mehr als ,die HäEte des ur­
sprünglichen Streitwertes, anzunehmen: 

a) in Strei-oigkeiten: vor dem Ge­
,richtshof,. die. vor dem· Senat 

verhandelt werden, .......... 20 000 S, 

b) in St1"eitigkeiten vor dem Ge­
richtshof, die vor .dem E~ruzel-
rich'ter venhaooelt werden, .. 10 000 S, 

c) i~ Strei~igkeiten vordem Be­
zIrkisgenc:ht .....•.......... 2000 S. 

rDas g,leiche grit, wenn :das Kla,gebegehren 
a)in Streitigkeiten vor dem Ge­

richtshof, die vor dem' Senat 
verhandelt werden; auf weni-
ger a1s ..................... 2'0 ÖOO S, 

b) in Streit~gkeiten vor dem Ge­
richtshof, .dievor ,dem BiruzeI­
richter verhandelt werden, auf 
weniger ah ,............... 10000 S, 

c) in Str~tigkeitenv~r ·dem. Be­
zirksgericht ~auf weniger als .. 2 000 5 

eiIllgesdu-änkt wird." 

3.§ 14 Ihalt zu !fauten: 

. ,,$ 14 •. Läßt sich dieiBemessungsgrundlag,e nicht 
nach den vorhergehenden Bestimmungen ermit­
teln, so sind folgende W,erte 'zugl1unde IZU legen: 

a} in. Rechtssachen vor dem Ge-
l1i.chrshof, die vom Senat zu 
~n:tscheid~n sind, .; ~ ...... ; .. 3'00 000 S, 

Ib) in Rechtssachen vor dem Ge­
richtshof, .die vom Einzel-
richter zu entscheiden sind, ' .. 100000 S, 

c) in Rechtssachen vor dem Be-' 
zirksgericht ................ 100005." 

4. In .der 'Lariifpost 4 hat zu lauten: 

a) Ahsdmitt I Z 1 und 2: 
".I. Im Strafverfahren ,Über eine Privatanklage: 

1. für AIlIklagen 
a) wegen Preßordnungsdelikten so­

wie wegen Preßinhaltsdel~kten und 
Verg;ehen nach ,dem Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb, die 
in die Zuständigkeit der Bezirks-
gerichte fallen, ............... 416 Si 

b) wegen anderer in die ZuständJig­
keit .der B,ezirksgerichte faililender 
Vergehen .................... 278 Si 

2.. für Anklagenwe~en sonstiger Ver-
,gehen ............................ 623 Si" 

h) Abschnitt II: 

"H. für die Vertretu11ig von Privatlbeteiligten: 
a) bei Ve1"hrechen und bei Ver:gehen, ,die nicht 

in die Zuständigkeit der Betirbgerichte 
faHen: 
IcLie im Absdtnitt I Z 1 lit.a und Z 3 his 6 
festgesetlZte Entlohnung; 

b) bei Vergehen, die in .die Zuständigkeit der 
B,ezirksgerichte fallen: 
die im Abschnitt I Z 1 lit. bund Z 3 bis 6 

. festgesetzte EntlOlhnung." 

c) Punkt 3 der Anmerkungen zu Tarifpost 4: 
,,3 .. Wird ein wegen eines Verbrechens oder 

eines nicht in d~e Zuständigkeit der B,ezirksge­
richte faN·enden Ver:gehens Angeklagter nur eines 
Vertgehens,das in die Zustän'digkeit der Bezirks­
gerichte fäLlt, für smuldig' erkannt, so gebührt 
im KostenertSiatzverfahren nur ein.e Entlohnung 
nach Ahschnitt I Z 1 dieser Tarifpost." 

Artikel 11 

Dieses Bunde&gesetz tritt mät 1. Feber 1981 
in Kraft. 

,Bs ist auf Leistungen· der Rechtsanwälte an­
zuwenden, die nachdem 31. Jänner 1981 be­
wirkt werden; im Verhältnis zur Partei bleiht 
eine a11Jdere Vereillibarung über die Höhe der 
Entlohnung unberührt. 

Artikel III 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

der Sundesminister für Justiz betraut. 
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598dier Beilagen 3 

. . 

Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 3. Da die Arbeiten a~einer allgemeinen Erneue-
1. Die im Tarif zum Recht'Sanrwaltstarifgesetz rung und Modernisietung des Entlohnungsrechts 

im eimelnen angeführten Entlohnunß$sätze für . der Rechtsanwälte wegen der zwischen der Rechts­
Leistungen des Rechtsanwalts werden in ihrer anw;lltschaft und dem Bundesministeriurn für 
konkreten Höhe im allgemeinen jeweils auf eine Justiz noch nicht geklärten grundsätzlichen Fra­
Beniessungsgrundlage bezogen, die sim ihrerseits gen des Anwendungsgebiets der gesetzlichen 
naw dem Wert der ,betreffenden Rechtssacherich- . Neuregelung sicher noch einige Zeit in Anspruch 
tet. Soweit sich die Rechtssache nicht nach son-,' nehmen werden, ist es gerechtfertigt; dem beson­
stigen ißestimmungen in Geldibewerten läßt, wer- dersdringlichen Wunsdtder Rechtsanwaltschaft 
den für bestimmte iFälledie iBemessungsgrund- nach einer A'ß:hebung der im Rechtsan.waltstarifG 
Ia.gen im Rechtsanwaltstarifgesetrz (§§ 10, 12 fesugele1;ten Bemessungsgrundlagen vorweg zu 
Ahs. 4 und§ 14) hetragsmäßigfestgelegt. . _ entsprechen~ Allfällige inhaltliche Änderungen der 

gesetzlichen Bestimmungen 'Über ,die iBemessungs~ 
2. Die IletlZte uIIllf~ssende Erhöhung 'dieser An- grundlagen wer.den im allgemeinen ger umfas-

sä.t:ze . ist. auf Grund ,der Verordnung BGBL senden Neuregelung 'vorbehalten; der Entwurf 
Nr. 4'18/1961 durchgeführt worden. Bezüglich des beschränkt sich daher <vorwiegend auf die Anhe­
A~stn<lßes der Erhöhung wurde ·damals grund- bung der hetreffen&en Wenbeträge. 
sätzlieh von der Erwägung ausgegangen; das in . . 
der VergangenheIt bestandene Verhältnis der Be-, 4. Der zur Begutachtung versandte Text des 
messungsgrundla"gen des Rechtsaruwaltstarif's zu • ,EntwurfS wurde auf Grund .der Ergebnisse des 
der für die A:bgrenzung der sachlichen Zuständig- . 'Begutadltungsvenfahrens nom in einigen Punkten 
keit von Bezirks.gericht und Ger·ichtshof erster geändert, das grundsätzliche Kon.zept jedoch bei­
,Instanz im Zivilprozeß maßgeblichen Wertgrenze behalten . 

5. Unmittelbare tAuswiJ.1kungen auf' den Bun-. 
deshaushalt sind mit dem geplanten Gesetzesvor­

. haben nidlt verbunden. 

. (§ 49 Albs. 1 Z 1 JN) wiederhemusteHen. Während . 
nun die im Jahr 1961 festgelegten Bemessungs­
:grundlagen ,größtenteils .gleich hoch geblieben, 
unverändert in ·das Rechtsanwaltstarifge~etz 
~BGBI. Nr. 189/19(9) übernommen worden sind 
und auch seitiher keine Veränderung erfahren 6. Die Zuständkgkeitdes iBundes zur Erlassung 
haben, da sie yon der Verordnungsermächtigung . der vorges~lagenen. bundesgesetzlichen Neurege­
des § 25 RechtsaruwaltstarifG nichterfaßt .sind, lung gründet sich auf Art. 10 ,Abs. 1 Z 6 B-VG. 
ist .die damals gdtende "Gerichtshofgre111le" von 
8 000 S {WH!. Nr. 282/195~) bereits mit L. Jän ... 
ner 1964 .. ur1S 000 SCBGBLNr, 176/1963) und 
schlie·ßlich durch die Wertgrenzennovelle 1976· Zu Art. I Z 1: 
,(ßiG:Bt. Nr.91/19l6) au~ 3000?S erMht worde~. :Zu § ~O Zt: 

H. Be~onderer Teil 

ES .. lst daher. erfprder.hch, dIe Ausgewögenhett:· .' 
diese}; Verhäl.~nisses tgfundsätzHch wiederherzustel-; .ßereits im Jahr 1961 betrug die Bemessungs­
len.:.$oweit eip:ietne,Ansä~e der :Bemessungs., 'grundlage für ,Besitzstörungssachen 200Ö S und 
gnmdlagennQ4=hA;lch,dimJanr1 %.1 angehoben: somit 250/0 der damals geltenden "Gerichtshof­
oder ,nacht.r~glichll~ue!nge<führt, wQl'den sind; grenze" von 8 000 S. Dieses Verhältnissdil nun'" 
w:tlr4!ldi~sh~im. fti.I$m.aßder Erhöhung jeweils. mehr; im Hinblick . auf.di~Er~ung.der ,~Ge­
be17ück~icll~ig~; .da,z;u darf,ehenso 'Wie zu den Er;' : ~lchtsh<Jf.grenie'~ auf. 30909 S w:iedel1herg~stelIt 
wägungcI}, die teilw:eiseiZueiller,~:bweichend.e:n 'wer,den, \'iobeidie sich da.nam er.geben:cl~n Beträge 
Yorg:m,gsweise bei 4er. , iAn4ebung " der. Betnes;"eul1lTeil.ewas aufgerun.de,t', w,u.t;den;.ul1l<lucl}. 
sUllgs:g~\!ndlägen:gtlfüh1'"1; h:~b.e.n> auf. die Ausfüh- ! die einz.elnenBemes.sUl1gsgl:U~genitiein:gewis~. 
l'J1llgen im, :Jles!,n.def.ell TeiLihingewie.~en w.erp,en. : s~sV,erhältnis z.ueinal'lder.zulbr~ngen,·, 
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4 598 'dier iBeilagen 

Zu § 10 Z 2: 

Die ziffernmäßig festgesetzten Bemessungs­
grundlagen in Bestandsachen sind ebenfalls seit 
dem ]a,hr 1%1 unverändert geblieben. Die Be­
träge wurden daher entsprechend der üben ge­
schilderten Vürgangsweise auf 24 000 S, 6 000 S 
und 12 000 S angehoben. Darüber hinaus wurde, 
wie dies ,bisher schün bei Geschäftsräumlichkeiten 
der Fall war, nunmehr auch bei Wühnungen mit 
einer Nutzfläche über 9·0 m2 sowie 'bei sünstigen 
Gegenständen als iBemessungsgrundlage ,der je­
weilige ]ahresmietzins herangezügen, um auch in 
.diesen Fällen den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Wert des Bestandübjekts besser zu berücksichtigen.' 
Die genannten Objekte wurden gemeinsam mit 
den Geschäftsräumlichkeiten in lit. a :zusammen­
gefaßt und die bisher für Geschäftsräumlidtkeiten 
geltende, entsprechend erhöhte Mindestbemes­
sungsgrundlage' auch auf jene ausgedehnt. Außer­
dem süll der Ansatz auch dann herangezügen wer­
den 'können, wenn derhetreffende Jahresrnietzins 
in der:. Aufkündigung .oder Klage nicht angegeben 
ist. Während die letztgenannte Neuerung unnö­
tigen Prozeßaufwand verhindern soll, dient die 
ebenfalls neu eingefügte ,Festlegung .des maßgeb­
lichen Zeitraums .der Klarheit der Regelung. Aus­
gehend von der bisherigen Rechtsprechung :zu 
lit. a (vgI. LGZ Wien 26. Jänner 1965 
MietSlg. 17.567) wäre s.chließlich noch klarzustel­
len, daß unter Jahresmietzinsder dem § 2 des 
Mietengesetzes entsprechende Bruttomietzins 
(einschließlich iBetriebsk,osten) zu verstehen 1st. 

iBeiden festen Ansätzen nach lit. bund c wurde 
das Ibisherige Unterschei·dungskriterium der An­
zahl der Wohnräume durch -das aussage:kr.ä.ftigere 
Merkmal der Nutzfläche der Wohnung ersetzt. 

Hinsichtlich des bisher für Wohnungen bis zu 
drei W'iohnräumen .geltenden Ansatzes von 1 500 S 
(lit. b) wur.de auf Wohnungen mit einer Nutz­
fläche his zu 60 m2 abgesteHt; aus ,geseti.estechni­
schen Gründen ist diese Bemessungsgrundlage, 
·die auf' 6 000 S el1höht wurde, nunmehr unter 
li t. c geregel t. 

Der bisher für größere Wohnungen und sün­
stige Gegenstände geltenden iBemessungsgrundlage 
von 3000 S {lit.c) entspricht nunmehr der auf 

. 12000 S angehdbene iBetrag nach lit. 0; davon 
aus.gegliedert und der J,it. a unterstellt wurden -
wie schon erläutert - Woonungen,deren Nutz­
fläche 90 m2 übersteigt, und sonstige 'Bestandge­
genstände. . 

I 

rechts {Regierungsvorlage eines Mieti'echtsgeset­
zes, 425 BlgNR 15. GP) möglich mach.en. 

Zu § 10 Z 4: 

Auch die iBemessungsgrundlagen für Ehesachen 
und Vaterschaftsstreitigkeiten wurden bereits 
durch die Verordnung BGBI. Nr. 218/1961 auf 
die ,derzeit rloch geltenden .Beträge angehoben. 
Es ist daher auch in diesem Belange das Verhält­
nis zur Wertgrenze des ,§ 49 Abs. 1 Z 1 JN im 
wesentlichen wiederherzustellen. 'Entsprechend der 
schon im Allgemeinen Teil erwähnten, einge­
schränkten Zielsetzung des Entwurfs wurden 
keine inhaltlichen Änderungen im Gesetzestext 
vorgenommen. Die ,,;Eheangelegenheiten" 
(§§ 104 ob, 114 h JN id!F BGiBGB1.Nr.280/1978) 
weroden daGler von der Regelung in lii.a nicht 
erfaßt. ' . 

Zu§ 10 Z 5: 

Die .für Hande1sregistersachen in Angelegen­
heiten von Eine.elfirmen maßgebliche Mindest­
bemessungsgrundlage wurde gemäß dem in den 
bisherigen Fällen angewen,detenGrundsatz dem 
zur Zeit der letzten Erhöhung im Jahre 1961 
bestandenen Verhältnis zur ,~Gerichtshofgrenze" 
(1 :1) angepaßt. 

Davon abweichend, wur·de hinsichtlich der 
unter lit. b und c genannten Mindestbeträge . 
zweckmäßigerweise als Grundlage das jeweils ge­
seIlschaftsrechtlich nmmierte Mindestkapital ge­
nommen. Unter 1it. c wurde nUl1!1l1ehr die Ge­
sellschaft mit .beschränkter Haftung gesondert 
berücksichtigt und dabei der Erhöhung ,des Min­
deststammkapitals auf 500000 S durch ,die 
GmhHG~Novelle 1980, BGBI. Nr. 320, Rechnung, 
getragen. 

Bei den restlichen"anderen Gesellschaf~en" und 
bei den Genossenschaften (nunmehr 1it. d) ent­
spricht dagegen wie·derum die vorgesehene An­
hebung des Ansatzes der üblichen Erhähung. 

Zu § 10 Z 6: 

Die für das Strafverfahren über eine Privat­
anklage maßgeblichen Ansätze wurden zuletzt 
durch die Verordnung BGBl. Nr. 177/1964 'neu 
festgesetzt. Wenn auch zwischen den hier :geregel­
ten' Bemessungsgrundlagen und der Wertgrenze 
des§49 Abs. 1 Z 1 JN kein unmittelbarer Zu­
sammenhang .besteht, wurde dennoch im Sinn 
einer' einheitlichen Vorgangsweise als Anhalts.:. 
punkt für ,das Ausmaß· clerErhöhungdas Vet~ 

Z1,l§ 10i 3.: hältnis ziwischen diesen Beträgen genommen. Da-
Die hiervorgeschlagerie geringtfügige Änderung bei war jedoch zu beachten, daß im Zeitpunkt 

des Wortlauts hatkeineinhaltlichetlWirkungei::t~· der Festsetzung der derzeit noch geltenden An­
Der Wegfall der Verweisung auf§ 7 desMieteri- sätze{l. Jänner 1964) die Gerichtshofgtenzeim 
gesetzes s·oIl Iedißlich die weitere Anwendbarkeit Zivi,1prozeß auf.Grund desBundesgesetzesBGBl. 
dieser Bestimmung auch im Hinblick auf die he- ,Nr.176/1963 15 000 S, also die' Hälfte der lieute 
absichtigte gesetzJ;iche . Neuregelung ,desBesiand~ . geltenden. Wert!~renoze; hetragen . hatte. ,Es', waren 
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598 r~er ,BeiLa'gen 5 

daher auch diese Ansätze im selhen Ausmaß an- Zu Art. i Z.3 (§14): 
zuheIben. 

Der wiedergegebene Gesetzestext berücksichtigt 
die .durch die Strafrechtsrelform notwendig ge­
würdenen Änderungen. Um die materielle über­
einstimmung mit, der ursprünglichen Regelung 
herzustellen und um die 'Formulierung klarer zu 
gestalten, wurde nicht blüß die auf Grund des 
Art. VIII Albs. 5 StRAnpG, BGBt Nr. 422/1974, 
geänderte Fassung wiedergegeben, sondern 'der 
Würtlaut neu gefaßt. 

Zu § 10Z-7: 

!Das zu § 1iQ Z 6 Gesagte gilt sinngemäß. Diese 
Bestimmung wurde zwar erst durch ,das Rechts­
anwaltstarifgeserz (BOB!. N r. 189/1969) einge­
führt, zu diesem Zeitpunkt war aber weiterhin 
die oben genannte Streitwertgrenze vün 15000 S 
aufrecht. 

Zu Art. I Z 2 (§ 12 Abs. 4): 

Die hier geregelten Bemessungsgrundlagen 
wurden anläßlich der übernahme der gegenständ­
lichen Bestimmung in 4as Rechtsanwaltstarifge­
setz zuletzt e!ihöht. Entsprechend der seither ein­
getretenen Erhöhung der "Gerichtshüfgrenze" 
um das Zweifache wurden die Ansätrze auf 
20000 S (lit. a), 10000 S {lit. b) und 2000 S 
(lit. c) angehoben. 

Die Ausführungen zu Art. I Z 2 gelten sinnge­
mäß auch für das Ausmaß der Erhöhung der 
Zweifelsstreitwerte nach § 14 Rechts anwalts­
tarifG. Eine Ausnahme bildet jedüch die Bemes­
sung&grundlage für Senatsprüzesse (lit. a). Da die 
gemäß§ 7 a JN für sülche Prüzesse maßgebliche 
Wertgrenze bei Rechtsstreitigkeiten über vermö­
gensrechtliche Ansprüche derzeit JoOO 000 ,S be­
trägt, wäre es unbillig, bei Festsetzung des dies­
bezüglichen Zweifelsstreitwertes unter diesen Be­
trag herunterzugehen. 

Zu Art. I Z 4 (Tp 4): 

Wegen des neu gefaßten Wortlauts der Z 6 
und 7 des § 1,0 (Art. I Z 1) wurden auch die hier 
durchgeführten Änderungen nütwendig. Die 
Entlühnungssätze der Tarifpüst 4 wur,den nicht 
geändert, da diese Beträge .ohnedies jeweils durch 
die Zuschlagsver.ordnungen nach § 25 Rechtsan­
waltstarifG (zuletzt durch die V. BGB!. Nr.3681 
1977) angehoben würden sind. 

Zu Art. 11: 

Diese Regelung enthält die Schluß- und Ü'ber~ 
gangsbestimm ungen. 

Zu Art. III: 

Die vürgeschlagene Vüllziehungsklausel ent­
spricht dem BundesministerienG 1973. 

ANHANG 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der geltenden Fassung 
, und in der des Entwurfes 

Gel te n d e F ass u n g: 

§ 10. Der Gegenstand ist zu ,bewerten: 

'1. in Streitigkeiten über Be-
sitzstörungsklagen ' ........ " mit 

2. in Streitigkeiten aus dem 
Bestandvertug und in Streitig­
keiten über Räumungsklagen 

a) bei Geschäftsräumlichkei-
te~ mit dem J ahresmiet­
zins, mindestens aher .. mit 

§ 10. Der Gegenstarud ist zu bewerten:, 

1. in Streitigkeiten .über Be-
2000 S; sitzstörungsklagen ...... : .. 'mit 

6000 S, 

2. in Streitigkeiten aus 
dem Bestandvertrag und in 
Streitig:kei ten über Räumungs-
klagen ' 

a) bei Geschäftsräumlich-
keiten, hei Wühnungen, 
deren Nutzfläche 90 m2 

übersteigt, und bei sün­
stigen Gegenständen mit 
dem sich aus den letzten 
12 M.onaten vür Einbrin­
gung der Aufkündigung 
.oder der Klage ergeben-

8000 S; 
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Gel t en d eF ass u n g: 

b) bei Wohnungen bis zu 
,drei Wohnräumen .... mit·. 

c) Ibei größeren Wohnungen 
und bei s·onstig,en Ge-
genständen ........... mit 

3. im Vertahren wegen Fest­
setZung des Mietzinses nach 
§ 7 des Mietengesetzes mit 
dem doppelten' Jahresbetrag 
der beantragten ZinserhBhung; 
richtet sich der Antrag gegen 
mehrere Mieter, so sind die auf 
sämtliche Mieter, die sich nicht 
vor Anrufung des Gerichtes 
mit der begehrten Mietzins­
erhöhung einverstanden er­
klärt hahen, entfallenden 'Be­
träge zusam,menzurechnen; 

4. a) in Ehesachen ....... , mit 

h) in Streitigkeiten über die 
Anerken~ung oder die 
'Bestreitung der ehelichen 
Abstammung und in 
Streitigkeiten ü,her die 
Vaterschaft zu einem un-

o ehelichen Kind ........ , mit 

der Streitwert der 'mit Streitig­
keiten nach lit. a und :b ver­
bundenen vermögensrecht1i-
ch;en Ansprüche ist hinzuzu­
rechnen; 

5. in Sachen des Handels­
und ,des GenossenschaJftsregi­
sters, faHs aus dem Antrag keiil 
anderer Wert hervorgeht, mit 
dem . Geschäftskapital, minde­
stens aber mit folgenden Be­
trägen: 

a) bei Einzelfirmen ...... mit 
b) bei ~ktiengesel1schaften mit 
c) hei anderen Gesellschaf-

ten und bei Genossen­
schaften .... ; . . . . . . . .. mit 

598 Ider Beilagen 

1500 S, 

3000 S; 

E n.twur f: 

den J<lIhresmietzins, min­
destens alb er, sowie in 
den FäHen, in 'denen diese 
iBemessungsgrundlage in 
der Aufroündigungoder 
K:13ige nicht ziffernmäßig 

. ,geltend gemacht wird, " mit 
b)o !hei Wohnungen, deren 

Nutzfläche 60 m2 über .. 
steigt und die nicht unter 
dito a faUen, .......... mit 

c) ,bei kleineren Wohnun-
gen ................... niit 

3. im Verfahren außer Streit~ 
sachen wegen E.rhöhung des 
MieoziIllses mit dem doppelten 
J:ahresbetrag der .beantragten 
Zinserhöhung; richtet sich der 
Antrag gegen mehrere Mieter, 
so sind die auf sämtliche Mie­
ter,die sich nicht vor Anru­
fung des Gerichtes mit cl.er ,be­
gehrten MietziIllSerhöhung ein­
verstanden etiklärt halben, ent­
Einenden Beträge zusupmen­
zurechnen; 

15000 S, 4. a) in Ehesachen ....... mit 

6000 S; 

b) In Streitigkeiten über 
die eheliche Abstam­
mung und in Streitig­
keiten über ,die Vater-

. ;sch:lJft ~u einem un-
ehelichen Kind . . .• mit 

der Streitwert der mit Streitig­
keiten nach ,lit. aund tb ver­
bundenen vermögensrechtli­
ehen Ansprüche ist hinzUiZu­
rechnen; 

5. in Sachen des Handels­
und ,des Genossensch,:lJftsregi­
sters, talls aus dem Antrag kein 

o anderer Wert hervor:geht, .mit 
dem Geschäftskapital, minde­
stens aiber mit foLgenden Be­
trägen: 

8000 S, a) ,bei Einzelfirmen ...... mit 
500 000 S, Ib)" bei Aktiengesellschaften mit 

50000 S; 

c) :bei Gesellschaften mit he­
schränkter Haftung ... mit 

cl) hei anderen Gesellsch'af­
ten und rb ei Genossen-
schaften ............. mit 

24000 S, 

'12000 S, 

6000 S; 

60000 S, 

24000 S; 

30000 S, 
1 '000000 S, 

500000 S, 

200000 S; 
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m der Beilagen ., 
Gel te nd e' F'as s u n g: 

6. in Strafsachen über eine 
Privatanklage : 

a) wegen Preßinhaltsdelik­
ten, die gerichtlich straf­
hare Handlungen und 
mit keiner strelligeren 
Strafe als einer sechsmo­
natigen Freiheitsstrafe 
bedroht sind, wegen 

. Preßordnungsdelikten 
.oder wegen strafbaren 
Handlungen nach ,dem 
Gesetz gegen ,den unlau­
teren Wetthewet1b, Idie 
mit keiner strengeren 
Strafe als einer sechs­
monatigen Freiheitsstrafe 
bedroht sind ......... mit 

b) wegen anderer gerIcht­
lidi stra~barer Handlun­
gen, ,&ie mit keiner 
strengeren Strafe als 
einer sechsmonatigen 
Freiheitsstrafe hedroht 
sind .................. ' mit 

, er) wegen gerichtlich straf­
harer Handlungen, die 
mit 'mehr als sechsmona- . 
tiger Freiheitsstrafe be­
droht sind, . mit Aus­
nahme jener strafbaren 
Handlungen, die nur 
vorsätzlich begariten 
'VIerdert 'können . \lnd 
mit mehr alleinjähriget 
Freiheit&&ttafe bedroht 
sind ~ ..... " ... , .. . . .. mit 

7. in StrMsachen für die 
Vertretung von Privatbetieili:g­
ten: 

. :r.} wegen gerichtlich straf­
barer Handhmgen, die. 
Mit keimr "'rengeren 
Strafe als einer sechs­
monatigen Freiheitsstrafe 
bedroht sind . . . . . . . . .. mit 

,b) wegen gerichtlich straf~ 
harer Handlung.eit, ·die 
mit mehr als SI:chs- M01la­
ten FreiheitsStrafe be-
Or'Mt sind .......... mit 

100005, 

3000 5, 

200005; 

30005, 

20000 S. 

. § 12. (1) Bei Geltendmadmng mehrerer An~ 
spriiche in. derse}ben Klage sind die Werte der 
Streitgegenständeius:Jmmet'W1fedmeL l}asse1be 
gtle: für' die Dauer der Verbiadwlg mehrerer 

B ,ßj ;\). 'W rIi r,fz 

6. ln Strafsat:bM !Über 'e* ." 
Pril'atankhLg~: •. ' 

a)weteu.Preßondn\Ul~~ 
. athen. sQlVie.we~n. 'V~eß"~ 

inhaltsdelikten. llftJd Ver;- ,,' . 
gehen nach'· dem.. ,,·Ge~1;.?: 
gegen den unlauteren;, 
Wettbewerb, die in die' 
Zuständigkeit :der lle:-. 
zirbgeridlte hIlfen, ..• ; mit 

ib) wegen änderet. in die' 
Zuständigkeit der:S~-

. . . zir~riCht.e 4aUetldet: i 

V ~ehen •• ;~ .•• : •. , •.. nMtl: 

. "200005-; 

c) wegen sonstiger Vefge.'- .. 
hen ............ i;: ';. mlt'-IfU 000 Si 

7. in Straf~a~ Jii.rcJ:i.~ •.. 
Vertretung von Priv.atl>~tei., . 
ligten: 

t.) '/\fegen Vergehen,. die in ' 
die Zuständi,gkei.t.der Jle:" . : ;' "" . . . 
zil.1ksgeI1ichtef~, .'.,> ~ . ,60005, 

b) wegenandeterVet~efun" .... 
. und wegen Vetbredreti ttiit 40'OQOS:" 

S 12. A!bs. I bis 3- ~etindetlt . 
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5?8: der Beiligen 

Gel t e\'I1! de;F a 5S u n g: 

Rechtsstreite und fiir·,die',Venbindung vonc'KIage 
und Widerklage zur gemeinsamen.' Verhandlung" 

(2) Wir,d über m#1;i~erhl;l~rsblben Klag~er­
hobene Ansprüche;g~tr;en'nF'verhandelt, ,so ist 
während der Dauerd~l·'i'r,eiiriu.rig· für' jede der 
getrennten VerhinaIiihg~rtder, 'entspreChende 
Teilwert maßgeberia:J;;'.".:;~'" :.C •• ' " 

'i· ;"] ~. '" :.'"" \:>...", 

(3) Eine Änderwiig in<dem,Wert-des Streit­
gegensf!'ln,des ,;infoJge ,euier "Änderung , einer 
Kbge, infolge einer Einschränkung des Klagebe­
gehrens oder ,infolge einer teilweisen Erledigung 
des Streites ist für die der Wertänderung nach­
folgenden Leistungen und, sofern die Änderung 
durch eine Parteierklärung bewirkt wird, auch 
schon für den hetreffenden Schriftsatz zu herück­
sichtigen. Wird der' Streitwert während einer 
Tagsatzung geändert, so ist die Änderung bereits 
für jene Stunde der Tagsatzung, in der ,die 
-Änderung eintritt,';Z~ beHicksiditfg:en. ' , 

. '<;' ". ":;~' .. ~~ '.~ .. .' 

(4) Wird das Kb.'gebegehren:aufNebengebiih­
f&ri:eingeschränkt, so sind, folgende, :Streitwerte, 
jedoch nie mehr als die Hälfte des unprllnglichen 
Streitwertes, anzunehmen: 

a) inStreiti,gkeiten v,or dem Ge-
richtshof, die ,vor dem Senat 

,:,verhand~lf,'v.:e~{(en .. .... .. . . 10000 S, 
b) in Streitigkeiten vor dem Ge­

richtshof, die vor dem Einzel-
richter ver,handelt werden .... 5000 S, 

c) ,in Streitigkeiten vor dem Be-
zil"ksgericht ............... . 1OO0S. 

Das gleiche gilt, wenn "hs Kla:gebegehren 
a) in Streitigkeiten vor dem Ge­

richtshof, die 'vor dem Senat 
verhandelt werden, auf wenvger 
, als ...................... ;. 10 000 S, 

h) in Streitigkelt~n'+6r qem: 'Ge~'\ 
richtShof, die:"V6f': 'd:eiti.' Ein.zeI- ' " 
richter verhandelt werden, auf 
weniger als ~I. ~ . .f3~~/:.~-. ' ...... ,. 5000 S, 

1000 S 

·E rr't wurf: 

(4) Wird das Klagebegehren ,auf Nebenge­
bühren eingeschränkt, so sind .foLgende' Streit­
werte, jedoch nie mehr als ,die Hälfte des ur­
sprün.glichen Streitwertes, .anzunehmen 

.a) in Streitigkeiten vor dem Ge­
'richtshof, die vor dem Senat 

verhandelt werden, ... :. . . . .. 20 uob S 
b) in Str,eitigkeiten vor dem Ge­

richtshof, die vor dein EiIlZ;el~ 
richter verrhan.deIt werden; ., 10000 S, 

c) in Streitigke~te~ vor dem Be~, 
zirkisgecicht ~:.: .. , .... ."., . " . '. 2000 S. 

. .' :-' '~,.' . 

Das gleiche gilt, wenn das Kla;gelbegehren . 
a) in Streitigkeiten' vor dem Ge­

richt&hof, die' 'vor' dem: Senat 
,',' "verhandelt werden, auf weni-

ger a'ls ............... :..... 20 000 S, 
h) in Streitigkeiten vor 'dem 'Ge­

richtshof, die vor' dem Einzel-' 
richter verhandelt werden, auf 
weniger ,als ... ; ..... :...... 10 000 S, 

c) in Streitigkeiten vor dem Be­
zirksgerichtaUlf weniger als 2000 S 

c) in Streitigkeit&D.:".ifor' dem Be­
"ztrksgerrclIt aulf wenliger;als .. , . 

eingeschränkt wir,d. , eingeschränkt 'Wlird. 

§ 14. Läßt sich die BemessungSigrundlage nicht 
nach den y.orherge4~~gen :Bestimmungen ermit­
teln, sQ§ind folgep,oeWerte zugrunde zu legen: 

., '"' -. .. '" .. ·1· ,- '."., ,.', ) . 

a) in Rechtssachen vor dem Ge­
~ichtshof,die vom Senat,zu ent-
scheiden sind .............. 100 000 S, 

b) in Rechtssachen vor ,dem Ge­
richtshof, Qi~,::YJ~m1-_~in:zelriphter" 
zu entscheiden sind ..•....... 50 000· S, 

c) in Rechtssachen vordem Be-
zirksgericht ............... . 5000 S. 

§ 14. Läßt sich !die Berh~un.gIS,gl'uIlldlage nicht 
nach den vorhergehenden Bestimmungen ermit­
teln, so sind folgende W,erte zugnunde zu legen: 

a) in Rechtsslachen ,vor .dem Ge­
richtshof, die' vom Senat zu 
entscheiden sin1d, ............ 3'00000 S, 

ib) in Rechtssachen vor dem Ge-
richtshof,. die vom 'Einzel-

,:~, :.to;i~ter zu entscheid:ensind, ... 100000 S, 
"'c)-'in Rechtssachen','vor dem Be" 
·;·':·,'zirk&ge:riCht . ;', ... ' ... ;' .... : ... ' 1'0000$;, 
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598 der Beilagen 9 

Gel t e ud e Fa s s u n ,g: 

Tarifpost 4 

I. Im Strafverfahren über eme Privatanklage: 

1. für Anklagen 

a) wegen 'Preßinhaltsdelikten; die 
gerichtlich strafbare Handlungen 
und mit keiner strengeren . Strafe 
als einer sechsmonatigen Freiheits­
strafe <bedroht sind, wegen Preß­
ordnungsdelikten oder wegen einer 
strafbaren Hand:lung nach dem Ge­
setz gegen denu;nlauteren Wettbe­
werb, die mit keiner strengeren 
Strafe als. einer sechsmonatigen 
Freiheitsstraf.e bedroht ist ...... 416 Sj 

b) wegenariderer gepichtlich strafbarer 
Handlungen, ,die mit keiner stren­
geren Strafe als einer sechsmonati-
gen Freiheitsstrafe <bedroht ~ind .. 278 Sj 

2. für Anklagen wegen gerichtlich 
strafibarer Handlungen, die mit mehr als 
sechsmonatig.er Freiheitsstrafe hedroht 
sind, mit Ausnahme jener strafbaren 
Handlungen, die nur vor"sätzlich .oegan-
gen werden können und mit mehr als 
einjährig,er Freiheitsstrafe bedroht sind 

3 ..... . 

4 ...... , 

5 ...... . 

6 ..... . 

623 Sj 

II. für die Vertretung vonPrivatbeteiligten: 

a) bei gerichtlich strafbaren Handlungen, ,die 
mit mehr:ils sechs Monaten Freiheits­
strafe bedroht sind: 

die im Abschnitt I Z 1 lit. a und Z 3 bis 6 
festgesetl7.te Entlohnungj 

b) bei gerichtlich strafbareri Handlungen, ,die 
mit keiner s~rengeren Strafe als einer sechs­
monatigen Freiheitsstrafe bedroht sind; die 
im Abschnitt I Z 1 lit. Ib und Z 3 bis 6 
festgesetzte ,Entlohnung. 

Anmerkungen zu Tarifpost 4: 

1. ..... 

·2 ....•. 

3. Wird ein wegen gerichtlich strafbarer Hand­
lungen, ,die mit mehr als sechs Monaten Freiheits­
stra.fe bedroht sind, Angeklagter nur einer ge­
richtlich strafbaren Handlung, die mit keiner 
strengeren Strafe als einer sechsmonatigen Frei­
heitsstraf.e bedroht ist, für schuldig erkannt, so 
gebührt im Kostenersatzverfahren nur eine Erit­
lohnungnach Abschnitt I Z 1 dieser Tarifpost. 

Entwurf: 

Tarifpost 4 

I. 1m Stralvenfahren übereme Privatanklage: 

1. für Anklagen 
a) wegen Preßordnungsdelikten so­

wie wegen Preßinhaltsde1ikten um! 
Vergehen .nach. dem Gesetz gegen 
den unLauteren Wettbewerb, die 
in die Zuständigkeit der Bezrirks-
gerichte f.allen, ............... 416 S; 

b) wegen anderer in ,die Zuständig­
keitder B,ezirksgerich te fallender 
Vel'gehen .................... 278 Sj 

2. für Anklagen wegen sonstiger Ver-
gehen ........................... . 623 Sj 

3 ..... . 

4 •••.•• 

5 ..... . 

6 ..•••• 

H. für die Vertretung von Privatbeteiligten: 

a) hei Vel'hrechen und bei Vergehen, die nicht 
in die" Zuständigkeit der ,Bezirksgerichte 
fallen: 
Ictie im Abschnitt I Z 1 lit. a und Z 3 bis 6 
festgesetl7.te En~lohnungj 

b) bei Vergehen, die in ,die ZustäncHgkeit der 
. B,ezirk~gerichte fallen: 
die im Abschnitt I Z 1 lit. bund Z 3 bis 6 
festgesetzte Entlohnung. 

Anmerkungen zu Tarifpost 4: 

1. .... . 

2 ..... . 

3. Wird ein wegen eines Verbrechens oder 
eines nicht in die Zuständigkeit der Bezirksge­
rich te ,fallenden Vergehens Angeklagter nur eines 
Ver.gehens, das in die Zuständigkeit der Bezirks­
gerich,te fällt, für schuldig erkannt, so gebührt 
im Kostener,satzverfahren nur eine EntLohnung' 
nach Abschnitt I Z 1 dieser Tarifpost. 
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